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Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Ge-
meindefinanzreformgesetzes  

Sehr geehrter Herr Staatssekretär Malter, 

vielen Dank für die Möglichkeit, zu dem entsprechenden Verordnungsentwurf Stellung neh-
men zu können.   

Parallel zu dem aktuellen Gesetzgebungsverfahren zur Änderung des Gemeindefinanzreform-
gesetzes (GemFinRefG) auf Bundesebene führt Ihr Haus eine Anhörung zur Änderung der 
Verordnung zur Durchführung des GemFinRefG durch. Diese soll rückwirkend zum 1. Januar 
2024 u. a. die Verteilung der Gemeindeanteile an der Einkommen- und Umsatzsteuer für die 
Jahre 2024, 2025 und 2026 regeln.  

Der Verordnungsentwurf berücksichtigt richtigerweise mit der in der „Anlage 1 (zu § 1 Abs. 1 
Satz 1)“ geregelten „Schlüssel zur Aufteilung des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer 
auf die Gemeinden in Sachsen-Anhalt“ die auf Bundesebene zwar noch im Gesetzgebungsver-
fahren befindliche, nach unserer Wahrnehmung aber als gesichert anzusehende Anhebung der 
in § 3 Abs. 1 GemFinRefG zur Bestimmung der gemeindlichen Schlüsselzahlen zur Anwen-
dung kommenden Höchstbeträge auf 40.000 Euro bzw. 80.000 Euro. 

Hierzu hatten sich unsere beiden Häuser im vergangenen Jahr intensiv ausgetauscht, wofür 
wir noch einmal ausdrücklich danken wollen. In der bundesweiten Abstimmung zwischen 
dem Bundesministerium der Finanzen, den Bundesländern und den Kommunalen Spitzenver-
bänden haben wir als Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt die beabsichtigte Anpas-
sung der in § 3 Abs. 1 GemFinRefG geregelten Höchstbeträge als gangbaren Kompromiss be-
wertet.  
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Die angedachte Absenkung der in § 4 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des GemFin-
RefG geregelten Vorauszahlung auf die Schlussabrechnung beim Gemeindeanteil an der Ein-
kommensteuer von derzeit 105 v. H. auf 100 v. H. der im November geleisteten Abschlags-
zahlung lehnen wir jedoch ab.  

Wir hätten uns gewünscht, dass man den im Anschreiben zum Verordnungsentwurf enthalte-
nen allgemeinen Verweis auf den höheren Verwaltungsaufwand im Zusammenhang mit even-
tuellen Rückforderungen gegenüber den Kommunen im Vergleich zu Restzahlungen erläutert 
hätte. Zwischenzeitlich konnte dies jedoch im Austausch mit Ihrem Haus konkretisiert wer-
den.   

Wir wollen den buchungstechnischen Mehraufwand beim Land nicht in Abrede stellen. Wir 
bitten jedoch um Verständnis, dass wir uns bei der Bewertung der vorgeschlagenen Anpas-
sung der Regelung in § 4 Abs. 3 nicht ausschließlich von verwaltungstechnischen Aspekten 
leiten lassen. Auch gilt es die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags zu berücksichtigen. 
Dies war auch die Intention hinsichtlich unserer Forderung vom 08.03.2018, bei den Voraus-
zahlungen wieder auf die bis 2010 geltende Höhe von 110 v. H. zurückzukehren. Dem ist man 
2018 dahingehend gefolgt, dass man die Höhe der Vorauszahlung auf die derzeit geltenden 
105 v. H. der im November geleisteten Abschlagszahlung erhöht hat.  

Wie Sie der als Anlage beigefügten Übersicht entnehmen können, ergaben sich in den letzten 
14 Jahren, von 2010 bis 2023, in 11 Jahren Restzahlungen des Landes an die Kommunen in 
einem Gesamtvolumen von 134,6 Mio. Euro und Rückzahlungen der Kommunen an das Land 
in 3 Jahren in einem Gesamtvolumen von 17,6 Mio. Euro. Die Kommunen haben somit tem-
porär auf zusätzliche Liquidität mit einem Gesamtvolumen von 117,0 Mio. Euro verzichtet. 
Wäre man 2018 unserem Vorschlag zur Erhöhung der Vorauszahlung nicht gefolgt und wäre 
die Höhe der Vorauszahlungen bei 100 v. H. des Novemberabschlags geblieben, hätte sich 
dieser Betrag sogar deutlich um fast 50 Mio. Euro auf 165,3 Mio. Euro erhöht.  

Festzuhalten ist, dass die geplante Reduzierung der Vorauszahlungen ein bereits bestehendes 
Ungleichgewicht der Liquiditätsinteressen von Kommunen und Land noch vergrößern dürfte.  

Ein fairer Interessenausgleich wäre z. B. erreicht, wenn sich Rest- und Rückzahlungen über 
die Jahre ausgleichen sollten. Auf Basis der Jahre 2010 bis 2023 hätte eine Vorauszahlung 
von 108,75 v. H. dazu geführt, dass sich sowohl Rest- und Rückzahlungen ausgeglichen hät-
ten (jeweils knapp 45 Mio. Euro) als auch die Anzahl der Jahre, in denen Rest- bzw. Rückzah-
lungen stattgefunden hätten (jeweils 7 Jahre). 

Hier gilt es zu beachten, dass diese Betrachtung unter Einbeziehung des außergewöhnlichen 
„Corona-Jahres“ 2020 erfolgte. Würden die durch Corona vor allem in 2020 ausgelösten Aus-
wirkungen auf den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer außer Acht bleiben, würde sich 
das rechnerische Ergebnis für die faire Höhe der Vorauszahlungen sogar noch erhöhen und 
nahe unserer Forderung aus 2018 in Höhe von 110 v. H. liegen.  

Vor dem Hintergrund bestehender bzw. anstehender Liquiditätsanforderungen gemäß § 100 
Abs. 5 KVG LSA i. V. mit § 110 Abs. 2 KVG LSA sowie § 98 Abs. 3 Satz 2 Nr. 2 KVG LSA 
sind die mit der geplanten Absenkung der Höhe der Vorauszahlung zu erwartenden negativen 
Folgen abzulehnen.  
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Damit verbunden bitten wir um eine Beibehaltung des Status Quo in Höhe von 105 v. H. als 
vertretbare Untergrenze, wenn gleichwohl auch eine Anhebung auf 108,75 v. H. von uns be-
grüßt werden würde.  

Ausdrücklich bitten wir darum, die Verrechnungsmöglichkeit eventueller Rückzahlungen der 
Kommunen mit der Mai-Rate nach § 4 Abs. 2 der Verordnung zur Durchführung des  
GemFinRefG beizubehalten.  

Für Rückfragen stehen wir gern zur Verfügung.  

Mit freundlichen Grüßen 

Bernward Küper 
Landesgeschäftsführer 

Anlage  


